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EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
SDK Schweizerische Sanitätsdirektorenkonferenz

DFJP Département fédéral de justice et police
OFAS Office fédéral des assurances sociales
DFI Département fédéral de l'intérieur
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
CDS Conférence des directeurs cantonaux des affaires sanitaires

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Gemäss neuem KVG hatten die Kantone bis Ende des Berichtsjahres die Planung für
eine bedarfsgerechte Spitalversorgung aufzustellen und Listen jener Spitäler und
Pflegeheime zu erlassen, die berechtigt sind, Patientinnen und Patienten zu Lasten der
obligatorischen Krankenversicherung zu versorgen. Im Frühjahr gab die Schweizerische
Sanitätsdirektorenkonferenz (SDK) die von den Kantonen lange erwarteten
diesbezüglichen Empfehlungen heraus. Sie unterschied dabei zwischen der
Spitalplanung, die als längerfristig angesetzter Prozess definiert wird, und den
kurzfristig zu erstellenden Spitallisten. In letzterem Bereich empfahl sie den Kantonen,
auch private Spitäler und Pflegeheime angemessen zu berücksichtigen, diese
Anerkennung aber nicht an eine Subventionspflicht zu koppeln. Als erste Tendenz der
Spitalplanung liess sich erkennen, dass die Kantone unter den einzelnen Spitälern eine
Art Opfersymmetrie betreiben und nur in den seltensten Fällen - so etwa im Kanton
Zürich - zur Schliessung ganzer Spitäler bereit sind. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.04.1997
MARIANNE BENTELI

Zukunftsgerichtete Wege in der Spitalplanung geht der Kanton Bern. Mit dem neuen
Spitalversorgungsgesetz, welches nach einem Referendum von rund 67% der
Stimmenden angenommen wurde, setzt sich der Kanton in die Lage, mit den Spitälern
Leistungsvereinbarungen abzuschliessen. Diese sollen nicht für einzelne Leistungen,
sondern in der Regel für ganze Leistungspakete gelten. Diese werden durch im voraus
festgelegte Pauschalen abgegolten, die sämtliche entstehenden Betriebskosten
inklusive Amortisation entschädigen. Die einzelnen Pakete werden im Rahmen
öffentlicher Submissionsverfahren ausgeschrieben und dann jene Offerten
berücksichtigt, welche das günstigste Verhältnis zwischen Preis und verlangter Leistung
aufweist. Im Kanton Bern wird damit gerechnet, dass durch diese Effizienzsteigerung
rund zehn Regionalspitäler verschwinden werden. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.11.1997
MARIANNE BENTELI

Als Richtungskampf innerhalb des Bundesrates wurde der Beschwerdeentscheid des
EJPD interpretiert, der Privatspitälern in den Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt ohne
Bedarfsnachweis für Halbprivat- und Privatbetten Anrecht auf Spitallistenplätze und
somit auf einen Sockelbeitrag aus der sozialen Krankenversicherung zugestand. Dieser
Entscheid löste bei Fachleuten Kopfschütteln aus. Sie meinten, eine sinnvolle und
kostendämpfende Spitalplanung sei unter Ausschluss der Halbprivat- und
Privatabteilungen nicht machbar. Bei den Kantonen zeigte man sich insbesondere
verärgert darüber, dass der gleiche Bundesrat, der jetzt mit der Rechtsprechung des
EJPD die Planung der Kantone durchlöchere, im laufenden Projekt des EDI zur Revision
des KVG eine umfassende Planung für alle Spitäler und Abteilungen verlange und
vorsehe, dass die Kantone künftig öffentlichen und privaten Spitälern für alle
Abteilungen gleiche Subventionen zu leisten haben. Informierte Quellen erklärten, es
gebe im Bundesrat zwei widersprüchliche Tendenzen. Innenministerin Dreifuss
verlange eine Gesamtplanung aller Spitäler, da nur so die Kosten in der sozialen
Krankenversicherung kontrollierbar seien; demgegenüber wolle Bundesrätin Metzler –
wie schon ihr Vorgänger Koller – mit der Beschwerdepraxis ihres Departements einen
planungsfreien Privatspitalbereich schaffen. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Nachdem auch mehrere kleine Kantone der Ost- und Zentralschweiz ihre Spitallisten
publiziert hatten, gingen beim BSV reihenweise Beschwerden von Privatspitälern ein,
welche in dieser Aufzählung nicht berücksichtigt worden waren. Der Bundesrat hiess
die Beschwerden zumindest teilweise gut und verfügte, dass die Kantone ihre
Spitalplanung noch einmal überprüfen müssen und dabei gehalten sind, sämtliche
bestehenden Kapazitäten einzubeziehen, also sowohl die kantonalen wie die
ausserkantonalen, die öffentlich subventionierten Spitäler wie die Kliniken mit privater
Trägerschaft. In seinen Erwägungen betonte der Bundesrat, dass die Spitalplanung eines
der Hauptinstrumente zur Kosteneindämmung darstelle. Er räumte ein, dass die
Kriterien für eine objektive und transparente Evaluation der verschiedenen
Leistungserbringer in den meisten Fällen fehlen. Erst wenn die öffentlichen und
privaten Spitäler ihre Kosten und Leistungen nach einer einheitlichen Methode
berechneten, könne das beste Preis/Leistung-Verhältnis ermittelt werden. Die
Ausführungsbestimmungen zum neuen KVG verlangen deshalb von den Kantonen, bis
Ende 1996 dem Bundesrat einen gemeinsamen Vorschlag über die Kostenberechnung
und die Leistungsstatistik vorzulegen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.10.1996
MARIANNE BENTELI

Das neue KVG verpflichtet die Kantone zur bedarfsgerechten Spitalplanung und zur
Erstellung einer Liste mit jenen Spitälern, die künftig die Berechtigung erhalten,
Patienten zu Lasten der sozialen Krankenversicherung zu behandeln. Ende November
stellte Zürich als erster grosser Kanton seine Spitalliste vor und gab diese in eine
Vernehmlassung. Die Umsetzung dieser Vorschläge würde zu einem radikalen
Reinemachen im Gesundheitswesen führen, soll doch bis ins Jahr 2005 in Zürich ein
knappes Viertel der Akutbetten in den öffentlichen Spitälern verschwinden. Im Zeichen
grösserer Effizienz durch Synergie will die Zürcher Gesundheitsdirektion im gleichen
Zeitraum sechs Regionalspitäler schliessen oder zusammenlegen. Sie erhofft sich davon
Einsparungen von 60 Mio. Fr. pro Jahr. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.11.1996
MARIANNE BENTELI
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